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Kurzfassung 

Diese wirtschaftsethische Reflexion geht angesichts einer sehr lautschrillen öffentlichen 

Debatte der Frage nach, ob ein profitabler Weltkonzern wie Siemens Betriebsstandorte in 

strukturschwachen Regionen Ostdeutschlands schließen darf. Dem die Öffentlichkeit do-

minierenden Wahrnehmungsmuster widersprechend werden zwei Thesen vertreten: (1) 

Es handelt sich nicht primär um einen Konflikt Arbeit versus Kapital, sondern um einen 

Konflikt Arbeit versus Arbeit. Durch ihre gewinnorientierte Handhabung dieses Konflikts 

fördern Unternehmen das Gemeinwohl. (2) Betriebsschließungen sind für strukturschwa-

che Regionen als Unglück zu werten, nicht aber als Unrecht.  

 

Schlüsselbegriffe: Gewinnprinzip, Verlust, Marktwirtschaft, Wettbewerb, Legitimation, 

Wirtschaftsethik 

Abstract 

Faced with a shrill and agitated public debate, this ethical contemplation investigates 

whether a profitable global company like Siemens is morally justified in closing produc-

tion sites in a structurally weak area in East Germany. Contrary to the pattern of percep-

tion that dominates public discussion, two propositions are developed: (1) Primarily, we 

are dealing not with a conflict along the line labor versus capital, but labor versus labor. 

In dealing with this conflict along the lines of profit orientation, companies serve the 

common good. (2) If structurally weak areas experience factory closures, this has to be 

regarded as a misfortune, but not as an injustice. 

 

Keywords: Profit, Loss, Market Economy, Competition, Legitimization, Economic Ethics 

 

 





Darf ein profitabler Weltkonzern wie Siemens Ost-Standorte  
schließen?  Eine wirtschaftsethische Reflexion 

Ingo Pies 

1. Problemstellung 

Am 19. Oktober 2017 berichtet die Journalistin Angela Maier in der Online-Ausgabe des 

Manager Magazins gerüchteweise von Plänen des Siemens-Konzerns, innerhalb der 

Sparte „Power & Gas“ (PG) mehrere – auch ostdeutsche – Standorte zu schließen.1 Fast 

einen Monat später, am 16. November 2017, teilt die Siemens AG per Presseerklärung 

öffentlich mit, dass über einen Zeitraum von mehreren Jahren folgende Stellenstreichun-

gen geplant sind: „In Summe beläuft sich die Zahl der weltweit bei PG betroffenen Ar-

beitsplätze auf rund 6.100. In Deutschland ist eine Anpassung um rund 2.600 Stellen ge-

plant. Die Pläne sehen vor, die Standorte Görlitz (aktuell rund 720 Arbeitsplätze) und 

Leipzig (circa 200 Arbeitsplätze) zu schließen. Zudem soll das Lösungsgeschäft (Soluti-

ons) der Standorte Offenbach und Erlangen zusammengelegt werden. Durch diese drei 

Maßnahmen sollen insgesamt 1.600 Stellen entfallen. Für den Standort Erfurt werden 

mehrere Optionen geprüft wie beispielsweise ein Verkauf. Darüber hinaus sollen etwa 

640 Stellen in Mülheim an der Ruhr und etwa 300 in Berlin abgebaut werden.“2 Ferner 

wird angekündigt: „Zur Umsetzung sollen zeitnah Beratungen mit den zuständigen Ar-

beitnehmervertretern aufgenommen werden. Ziel ist es, die geplanten Maßnahmen mög-

lichst sozialverträglich zu gestalten.“3 Des Weiteren gibt Siemens bekannt, dass im lau-

fenden Geschäftsjahr 2017 in Deutschland rund 5.200 Stellen neu geschaffen wurden und 

dass man auch für die nächsten Jahre mit einem ähnlichen Beschäftigungsaufbau rechne. 

Vor diesem Hintergrund wird angekündigt: „Die Zahl der offenen Stellen im Konzern lag 

zuletzt bei 3.200. Ziel ist es, möglichst viele der vom Umbau betroffenen Stellen auf freie 

Stellen im Konzern zu vermitteln beziehungsweise für diese zu qualifizieren.“4 

Bei den unmittelbar Betroffenen, aber auch in der demokratischen Öffentlichkeit stie-

ßen diese Pläne auf heftige Kritik. Man störte sich besonders an zwei Punkten. Zum einen 

erwirtschaftet der Siemens-Konzern insgesamt recht ordentliche Gewinne. Zum anderen 

betrifft die geplante Schließung der Produktion in Görlitz eine besonders strukturschwa-

che Region. Vor diesem Hintergrund wurde von prominenten Politikern öffentlich in 

Frage gestellt, ob der angekündigte Abbau von Arbeitsplätzen überhaupt nötig sei und ob 

er den Grundsätzen unternehmerischer Verantwortung entspreche. 

Der Thüringer Ministerpräsident Ramelow (DIE LINKE) ließ verlauten: „Es kann 

nicht sein, dass die Neuausrichtung des Konzerns vor allem auf dem Rücken Ostdeutsch-

lands ausgetragen wird.“5 Ähnlich äußerte sich Sachsens Ministerpräsident Tillich 

                                                 
 Für kritische Anmerkungen und hilfreiche Hinweise danke ich Markus Beckmann, Karl Homann, Stefan 

Hielscher, Martina Pies, Christian Rennert und Andreas Suchanek. Da hier ein Thema aufgegriffen wird, 

dass sich im Zeitablauf dynamisch (weiter-)entwickelt, sei der Hinweis erlaubt, dass die Arbeit am Text am 

25. Januar 2018 abgeschlossen wurde. 
1 Vgl. Maier (2017). 
2 Vgl. Siemens (2017; S. 3). 
3 Vgl. Siemens (2017; S. 2). 
4 Vgl. Siemens (2017; S. 4). 
5 Handelsblatt (2017). 
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(CDU): „Wenige Wochen vor Weihnachten verkündet Siemens eine solche Standort-Ent-

scheidung. Das ist nicht etwas, was wir von DAX-Unternehmen in Deutschland erwarten 

können. Wir können von ihnen erwarten, dass sie ihrer strukturpolitischen und nicht nur 

ihrer wirtschaftlichen Verpflichtung nachkommen“6. Ferner sagte er: „Deswegen werden 

wir uns zur Wehr setzen und Siemens auffordern, alternative Konzepte für die Standorte 

anzubieten. Wir wollen, dass Siemens Standorte in Görlitz wie in Leipzig erhalten blei-

ben.“7 

Es gab aber nicht nur landespolitische, sondern auch bundespolitische Reaktionen. 

Am 20. November 2017 teilte die Bundestagsabgeordnete Helin Evrim Sommer für ihre 

Fraktion per Presseerklärung unter der Überschrift „Für den Erhalt aller Arbeitsplätze bei 

Siemens“ Folgendes mit: „DIE LINKE steht fest an der Seite der Beschäftigten, wird die 

Proteste und wenn erforderlich auch die Arbeitskämpfe unterstützen. Im Bundestag set-

zen wir uns dafür ein, dass Massenentlassungen bei Unternehmen, die Gewinne erwirt-

schaften, verboten werden.“8 

Besonders deutlich brachte der SPD-Vorsitzende Martin Schulz die allgemeine Stim-

mungslage zum Ausdruck. In einer Sitzung des Bundestages am 21. November 2017 

kennzeichnete er die Siemens-Strategie wie folgt: „Wir schmeißen die Leute raus, das 

steigert den Gewinn. Das ist nicht das Verhalten eines verantwortungsbewussten Mana-

gements.“9 Ferner erklärte Schulz, er halte die Entscheidung von Siemens für „unverant-

wortlich, weil … in diesem Jahr der Konzern nicht Not leidet, sondern Rekordgewinne 

macht. Es ist unverantwortlich, weil sie ohne jede Rücksichtnahme auf das Leben der 

Beschäftigten und ihrer Familien getroffen worden ist, und nicht zuletzt ist es unverant-

wortlich, weil es dazu führt, dass es … schwere Schläge gegen die Wirtschaft in Regionen 

unseres Landes gibt, die Stabilität brauchen und nicht Verantwortungslosigkeit von Ar-

beitgebern.“10 „Dieser Vertrauensbruch ist umso schwieriger, weil sich ein wichtiger Ar-

beitgeber … aus dem Osten unseres Landes zurückzieht, aus Regionen, die den Rückzug 

von Siemens eben nicht leicht auffangen können.“11 Seine eigene Vorstellung von unter-

nehmerischer Verantwortung erläuternd, gab Schulz zu Protokoll: „Wenn sich bestimmte 

Betriebssparten kompliziert entwickeln, man aber zugleich auf der anderen Seite in an-

deren Betriebssparten Riesengewinne erzielt, dann kann man die doch nutzen, um die 

Schwierigkeiten abzufangen. Nein: Stattdessen wird zu einem alten System gegriffen, zu 

einem alten Mittel, das kapitalistische Unternehmen immer haben: Wenn es hart wird, 

muss am Ende die Belegschaft bluten. Und das … ist völlig inakzeptabel.“12 

Zwei Tage später, am 23. November 2017, besuchte Martin Schulz die Siemens-Be-

triebsrätetagung der IG-Metall. Dort äußerte sich wie folgt: „Es gibt keinen Grund, bei 

einem Unternehmen, das 6,3 Milliarden Euro Gewinn macht, Arbeitsplätze abzubauen. 

So einfach ist das.“13 Weiter sagte er: „In unserer Verfassung steht: Eigentum verpflichtet. 

                                                 
6 Freie Presse (2017). 
7 Freie Presse (2017). 
8 Sommer (2017). 
9 Schulz (2017a; 0:40-0:48 min). 
10 Schulz (2017a; 1:32-2:04 min). 
11 Schulz (2017a; 2:50-3:08 min). 
12 Schulz (2017a; 3:55-4:24 min). 
13 Schulz (2017b; 0:01-0:10 min). 
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Eigentum verpflichtet aber nicht dazu, bei 6,3 Milliarden Gewinn, den Reichtum der Ei-

gentümer noch ein bisschen zu vermehren.“14 Ferner äußerte Schulz folgende Einschät-

zung: „Volkswirtschaftlich ist der Abbau von qualifizierten Arbeitsplätzen ein Irrsinn.“15 

Und abschließend gab er folgendes Statement ab: „Wenn… sich die Philosophie durch-

setzt, … dass durch Arbeitsplatzabbau die Effizienz des Unternehmens gesteigert wird, 

dann heißt das übersetzt: Damit wir noch ein bisschen mehr Gewinn machen, schmeißen 

wir die Leute raus. Das ist asozial.“16 

Man sieht: Hier werden grundlegende Fragen angesprochen, die weit über den kon-

kreten Einzelfall hinausweisen. Im Kern geht es um eine kollektive Selbstverständigung 

darüber, wie man die Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft aufgefasst wissen will. 

Deshalb werde ich versuchen, in der nun folgenden wirtschaftsethischen Reflexion zu-

mindest einige der zentralen Konfliktpunkte aufzugreifen – und aufzuklären. Dies scheint 

mir auch deshalb ein sinnvolles Unterfangen zu sein, weil in den Medien über die politi-

schen Reaktionen auf die Siemens-Entscheidung sehr umfassend berichtet wurde. Aller-

dings mangelte es in dem ansonsten recht pluralistischen Spektrum der veröffentlichten 

Meinung an Stimmen, die dem hier dokumentierten Tenor moralischer Verurteilung ar-

gumentativ entgegengetreten wären – mit der interessanten Ausnahme, dass Siemens-

Chef Kaeser einen offenen Brief an SPD-Chef Schulz richtete, in dem er die Entscheidung 

seines Unternehmens verteidigte.17 

2. Eine kurze Vorbemerkung 

Mit der Ankündigung, Betriebsstandorte zu schließen, begibt sich der Siemens-Konzern 

in einen Konflikt mit Teilen seiner Belegschaft. Für diesen Konflikt müssen in Verhand-

lungen tragfähige Lösungen gefunden werden. Insofern ist davon auszugehen, dass dem 

Konzern daran gelegen ist, mit seiner Ankündigung eine strategische Verhandlungsposi-

tion aufzubauen. Folglich ist nicht von vornherein auszuschließen, dass der Konzern viel-

leicht andere Optionen präferiert als ausgerechnet jene, die er öffentlich ankündigt. Bei-

spielsweise wäre es denkbar, dass Siemens für den Standort Görlitz einen partiellen Ge-

haltsverzicht der Mitarbeiter anstrebt oder Subventionen von der Politik einstreichen 

möchte, um den Betrieb unter geänderten Konditionen fortzuführen oder zu veräußern. 

Vielleicht ist die angekündigte Schließung nur eine Maximalforderung, mit der man die 

Verhandlungspartner zu Konzessionen bewegen will? Folglich wäre es leichtfertig, den 

Verlautbarungen des Siemens-Konzerns blind zu vertrauen. Schließlich haben wir es hier 

mit strategischer Kommunikation zu tun. 

Natürlich gilt das Gleiche auch für die Gegenseite. Die betroffenen Belegschaften, 

ihre Betriebsräte und Gewerkschaften haben ebenso wie die betroffene Kommunal- und 

Landespolitik ein vitales Interesse daran, sich in ihren Äußerungen ebenfalls strategisch 

zu verhalten. Für die Arbeitnehmervertreter bedeutet dies, zunächst einmal kollektives 

Handeln zu organisieren und möglichst viel öffentliche Aufmerksamkeit zu erzeugen. 

Dies geschieht am wirksamsten dadurch, dass man sich als Opfer illegitimer (Fehl-)Ent-

scheidungen des Siemens-Konzerns darstellt und so auch die allgemeine Bevölkerung 

einlädt, Solidarität zu empfinden und letztlich politischen Druck auf Siemens auszuüben. 

                                                 
14 Schulz (2017b; 1:50-2:20 min). 
15 Schulz (2017b; 2:42-2:48 min). 
16 Schulz (2017b; 3:09-3:54 min). 
17 Vgl. Kaeser (2017). 
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In ganz ähnlicher Weise sind die Politiker der betroffenen Bundesländer und Gemeinden 

daran interessiert, eine öffentliche Stimmung zu erzeugen, die Siemens dazu veranlasst, 

die angekündigte Entscheidung zumindest teilweise zurückzunehmen, also Standorte ent-

weder gar nicht oder erst später zu schließen oder kompensatorisch neue Investitionen 

vor Ort vorzunehmen. 

Im vorliegenden Fall scheint allerdings einiges dafür sprechen, dass Siemens die ei-

genen Ankündigungen ernst meint. Zum einen musste der Konzern-Leitung bewusst sein, 

dass die auffällige Konzentration der geplanten Werksschließungen auf ostdeutsche Bun-

desländer für politischen Aufruhr sorgen wird. Da Unternehmen es gerne vermeiden, un-

nötige Reputationsschäden zu erleiden, ist dies ein erstes Indiz dafür, dass Siemens die 

Standorte wirklich schließen will. Ein zweites Indiz besteht darin, dass auch General 

Electric, der Branchenprimus für Gasturbinen und damit der wichtigste Konkurrent von 

Siemens, in etwa zur gleichen Zeit umfängliche Stellenstreichungen angekündigt hat.18 

Dies deutet darauf hin, dass sich die Branche möglicherweise in einem viel grundlegen-

deren Strukturwandel befindet, als dies in der Öffentlichkeit bislang wahrgenommen und 

diskutiert worden ist. Befinden sich Unternehmen in einem solchen Strukturwandel, dann 

sehen sie sich dem unabweisbaren Zwang ausgesetzt, neue Investitionen vorzunehmen 

und gleichzeitig alte Investitionen radikal abzuschreiben, was auch bedeutet, neue Ar-

beitsplätze zu schaffen und gleichzeitig alte Arbeitsplätze abzubauen. Ein drittes Indiz ist 

der öffentliche Brief von Joe Kaeser an Martin Schulz. Diese aufsehenerregende Reaktion 

entfaltet eine Bindungswirkung für die gesamte Konzernleitung und macht es damit sehr 

unwahrscheinlich, dass Siemens die angekündigten Standortschließungen zurücknimmt. 

Es hat also durchaus den Anschein, dass Siemens es ernst meint und die Konzernlei-

tung davon ausgeht, dass ihre Entscheidung gut begründet ist und sozialverträglich um-

gesetzt werden kann. Doch wie dem auch sei: Die genauen Fakten werden allenfalls erst 

im Laufe der Verhandlungen – und das heißt hier: erst im Laufe der kommenden Jahre – 

auf den Tisch gelegt werden. Angesichts dieser Informationslage wäre es leichtfertig, 

zum konkreten Fall Stellung zu nehmen, denn dies würde bedeuten, einzelne Bruchstücke 

offensichtlich strategischer Kommunikation naiv zum Nennwert zu nehmen. Allerdings 

ist es durchaus möglich, den Fall ins Allgemeine zu heben und die hier konkret aufge-

worfenen Fragen prinzipiell – im Rekurs auf die Logik und Ethik der Marktwirtschaft – 

zu beantworten. Also lautet meine Frage: Darf ein profitabler Weltkonzern (wie Siemens) 

Betriebsstandorte im Osten Deutschlands schließen? 

3. Arbeit versus Kapital oder Arbeit versus Arbeit  wo genau 

verläuft die Konfliktlinie 

Wenn Siemens den Standort Görlitz auflösen will, weil die dort gefertigte Produktlinie 

aufgrund eines tiefgreifenden Strukturwandels am Markt nicht mehr nachgefragt wird, 

                                                 
18 Spiegel Online (2017): „Wenige Wochen nach Siemens hat auch der US-Industriekonzern General 

Electric (GE) massive Kürzungen in seiner Kraftwerkssparte angekündigt. Weltweit will das Unternehmen 

rund 12.000 Stellen abbauen, davon 1600 an den deutschen Standorten Mannheim, Stuttgart, Berlin, Mön-

chengladbach und Kassel. … Wie Siemens nennt auch GE den Preisdruck und die schwache Nachfrage 

nach konventionellen Kraftwerken als wesentliche Gründe für die Entscheidung. »Die Entscheidung war 

schmerzhaft, aber notwendig«, sagte der globale GE-Kraftwerks-Chef Russell Stokes. Der US-Konzern 

stellt wie Siemens Gasturbinen und andere Kraftwerkstechnik her. Die Nachfrage ist wegen der zunehmen-

den Verbreitung von Wind- und Solaranlagen jedoch spürbar gesunken und damit auch die erzielbaren 

Preise. »Wir erwarten, dass der Markt herausfordernd bleibt«, sagte Stokes.“ 
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dann geschieht dies nicht, um den Gewinn des Konzerns zu steigern, sondern um eine 

Verlustquelle zu schließen. Um den Gewinn des Konzerns zu steigern, wird in neue Ar-

beitsplätze investiert. Auch der ursprüngliche Aufbau der nun abzubauenden Arbeits-

plätze in Görlitz verdankt sich der seinerzeitigen – und über einen langen Zeitraum of-

fenbar auch zutreffenden – Erwartung, mit einer solchen Investition Gewinne zu erwirt-

schaften. 

Wenn es tatsächlich so ist, dass Siemens Arbeitsplätze (in Görlitz) abbauen und 

gleichzeitig (an anderen Standorten) neue Arbeitsplätze aufbauen will, dann hat dies ra-

dikale Konsequenzen für die Identifizierung des relevanten Konflikts. Folgt man der öf-

fentlichen Wahrnehmung, so handelt es sich ja nach klassischem Muster um einen Kon-

flikt Arbeit versus Kapital. In Wirklichkeit jedoch liegt hier ein Konflikt Arbeit versus 

Arbeit vor. Anstelle eines Klassenkampfes von oben gegen unten haben wir es also mit 

einem ‚Klassenkampf von der Seite‘ zu tun, mit einem Konflikt zwischen den Insidern 

und Outsidern des Arbeitsmarktes, also den etablierten (und gut situierten) Arbeitsplatz-

besitzern auf der einen Seite und den nach einer neuen Anstellung strebenden Arbeitssu-

chenden, die oft (noch) nicht wohlhabend sind. Denn die Ressourcen, die aufgrund der 

anstehenden Verhandlungen zusätzlich für Görlitz ausgegeben werden – sei es, um die 

geplante Werksschließung zeitlich hinauszuzögern, sei es, um höhere Kompensations-

leistungen für die betroffenen Mitarbeiter durchzusetzen –, stehen dem Unternehmen 

dann für Investitionen in den Aufbau neuer Arbeitsplätze nicht mehr zur Verfügung. Im 

Klartext heißt das: Jeder Zusatzeuro für die Insider fehlt, um Arbeitsplätze für Outsider 

zu schaffen. In dieser Hinsicht ist die (ver)öffentlich(t)e Meinung also das Gegenteil von 

ausgewogen, denn sie unterschlägt die Interessen der Outsider und hat nur die Interessen 

der Insider vor Augen. 

Vor diesem Hintergrund wäre es eine schlechte Idee – für Arbeit und Kapital! –, wenn 

der Siemens-Konzern dem Ratschlag von Martin Schulz folgen wollte, die Erträge aus 

gewinnbringenden Aktivitäten zu nutzen, um die auf absehbare Zeit verlustbringenden 

Aktivitäten in Görlitz mittels einer konzerninternen Quersubventionierung zu erhalten. 

Betriebswirtschaftlich ist das genaue Gegenteil richtig, also verlustbringende Aktivitäten 

abzubauen und gewinnbringende Aktivitäten auszubauen. Wie aber stellt sich der Sach-

verhalt dar, wenn man ihn aus volkswirtschaftlicher Sicht betrachtet, also aus der Per-

spektive des Gemeinwohls? 

Der durchschnittliche Bürger ist kein Aktionär von Siemens und hat folglich kein un-

mittelbares Interesse daran, dass Siemens Gewinne erwirtschaftet. Aber er hat ein mittel-

bares Interesse daran – und zwar aus Gründen, die in der öffentlichen Diskussion regel-

mäßig übersehen werden: Ein Unternehmen erwirtschaftet nur dann Gewinn, wenn es bei 

seinen Kunden auf freiwilliger Grundlage eine Zahlungsbereitschaft mobilisieren kann, 

die den Ressourcenverzehr und mithin die Kosten der Produktion übersteigt. Insofern sind 

Gewinne ein Signal – und eine Belohnung – dafür, dass es einem Unternehmen gelungen 

ist, produktive Wertschöpfung zu betreiben. Und umgekehrt: Verluste signalisieren – und 

bestrafen – Wertevernichtung, also eine Inanspruchnahme gesellschaftlicher Ressourcen, 

wo am Ende des Tages der erwirtschaftete Umsatz nicht ausreicht, um die entstandenen 

Kosten zu decken. 

Für die Kapital-Eigentümer von Siemens ist die Gewinnerzielung sicherlich ein ge-

nuines Ziel. Aber aus Sicht der bundesdeutschen Gesellschaft ist diese Gewinnerzielung 

nur ein Mittel, dessen man sich in der Marktwirtschaft bedient, um Unternehmen zu ver-
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anlassen, das Gemeinwohl zu fördern. Diese fördern das Gemeinwohl, indem sie produk-

tive Wertschöpfung betreiben und unproduktive Wertevernichtung unterlassen. Da Un-

ternehmen in der Marktwirtschaft unter Wettbewerbsdruck gesetzt werden, sehen sie sich 

gezwungen, den weitaus größten Teil ihrer Wertschöpfungserträge an ihre Interaktions-

partner abzugeben und gesellschaftlich diffundieren zu lassen: in Form höherer Löhne für 

ihre Arbeitnehmer und in Form niedrigerer Preise für ihre Kunden. Diese gesellschaftli-

che Diffusion der unternehmerischen Wertschöpfungserträge lässt den allgemeinen Le-

bensstandard ansteigen – und konstituiert damit ein indirektes, aber absolut vitales Ge-

meinwohl-Interesse daran, dass Unternehmen Tätigkeiten mit positiver Gewinnerwar-

tung ausüben und spiegelbildlich Tätigkeiten mit negativer Gewinnerwartung unterlas-

sen.  

Man kann diese Überlegung auch normativ zuspitzen: Unter den Bedingungen einer 

wettbewerblich verfassten Marktwirtschaft sind Unternehmen Wertschöpfungsagenten 

im gesellschaftlichen Gemeinwohlförderungs-Auftrag und als solche primär dafür ver-

antwortlich – d.h. moralisch in die Pflicht zu nehmen –, ihre Produktionstätigkeiten so 

auszurichten, dass sie Gewinne erwirtschaften und Verluste vermeiden. Insofern ist es 

nicht moralisch, sondern unmoralisch, wenn man von Siemens fordert, verlustbringende 

Arbeitsplätze zu erhalten oder bewusst nicht den besten Standort für neue Investitionen – 

und damit auch für neue und attraktive Arbeitsplätze! – zu wählen, denn diese Forderung 

liefe darauf hinaus, dass Siemens per Quersubventionierung einen Substanzverlust erlitte 

und an Wachstumsdynamik einbüßen würde. Dies hätte zur Folge, dass Siemens seine 

gemeinwohlfördernden Aktivitäten einschränken müsste. Die gesellschaftliche Verant-

wortung von Siemens würde so nicht gestärkt, sondern geschwächt. 

4. Die Gretchenfrage: Unglück oder Unrecht? 

Das den öffentlichen Diskurs dominierende Deutungsmuster ist irreführend. Hier geht es 

nicht darum, dass ein Unternehmen um seines Gewinns willen das Gemeinwohl beein-

trächtigen würde, sondern es geht darum, dass die gewinnorientierte Gemeinwohlförde-

rung eines Unternehmens irrigerweise moralisch diskreditiert wird. Dies kann man sich 

vielleicht am besten dadurch vor Augen führen, dass man folgende Frage stellt: Geschieht 

der Region Görlitz mit der Siemens-Entscheidung ein Unrecht, oder trifft sie ein Un-

glück? 

Dies ist eine wichtige – kategoriale – Unterscheidung, mit gravierenden Konsequen-

zen dafür, welche emotionale Reaktion und welches moralische Urteil angemessen ist. 

Auf ein Unglück reagieren Menschen mit Trauer und Solidarität – also mit Gemein-

schaftsgefühl. Und dann krempeln sie gemeinsam die Ärmel hoch, um das Beste aus der 

Situation zu machen. Auf ein Unrecht aber reagieren Menschen mit Ärger und Wut – also 

mit Entzweiungsgefühlen –, mit individueller Verbitterung und Feindseligkeit, die sich 

zu Hass und kollektiven Rachegelüsten steigern kann. Mit einem Unrecht hadert man, 

weil man will, dass eine bestimmte Handlung, die als illegitimer Akt erscheint, zurück-

genommen wird. Da sinnt man auf Wiedergutmachung im Sinne eines Täter-Opfer-Aus-

gleichs. Über ein Unglück denkt man anders nach. Hier geht es im Sinne einer Versiche-

rungsleistung um Schadensersatz, also um eine kollektive Kompensation derer, die Pech 

gehabt haben. Es sind insgesamt vier Lektionen, die sich mit dieser grundlegenden Un-

terscheidung verbinden. 
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Erste Lektion: In der Öffentlichkeit herrscht der Eindruck vor, dass Siemens unver-

antwortlich – und damit unrechtmäßig – handelt, wenn dieser profitable Weltkonzern 

ausgerechnet in einer strukturschwachen Region wie Görlitz einen Produktionsstandort 

schließt. In Wirklichkeit tritt das Unternehmen hier aber nur als Überbringer einer 

schlechten Nachricht auf. Denn Siemens selbst ist vom Strukturwandel getroffen. Die – 

politisch verordnete – Energiewende hin zu erneuerbaren Energien lässt die Nachfrage 

nach Gasturbinen zusammenbrechen. Die massiven Überkapazitäten führen zu einem 

Preisverfall, so dass eine einstmals gewinnbringende Produktionslinie verlustträchtig 

wird. Die Sicht auf diesen Sachverhalt wird semantisch dadurch verstellt, dass man das 

Unternehmen als Arbeitgeber bezeichnet. In einem juristischen Sinne ist das natürlich 

richtig. Aber ökonomisch ist es falsch, weil der eigentliche ‚Arbeitgeber‘ ja der Kunde ist 

und das Unternehmen – als intermediärer Akteur – nur eine Vermittlerrolle zwischen Ar-

beitnehmer und Kunde einnimmt: Aufgrund des Strukturwandels fragen die Kunden die 

in Görlitz produzierten Gasturbinen nicht mehr in den üblichen Mengen zu den üblichen 

Preisen nach. Dadurch gerät das Unternehmen – ohne eigenes Verschulden – mit dieser 

Produktlinie in die Verlustzone. Aus einstmaliger Wertschöpfung wird Wertevernich-

tung. Darauf reagiert das Unternehmen mit der Entscheidung, den Standort zu schließen. 

Die betroffenen Arbeitnehmer erleiden so einen Schaden – ebenfalls ohne eigenes Ver-

schulden.19 Aber sie erleiden diesen Schaden aufgrund eines Unglücks, nicht aufgrund 

eines Unrechts: Der Siemens-Konzern baut nicht aus Willkür Arbeitsplätze in Görlitz ab, 

sondern weil er aufgrund einer Situationsänderung, die außerhalb seiner Macht steht, sei-

ner Gewinnerzielungsabsicht – und damit auch: seinem Gemeinwohlauftrag zu produkti-

ver Wertschöpfung – vor Ort nicht länger mit Erfolg nachkommen kann.20 

Zweite Lektion: Die Unterscheidung zwischen Unrecht und Unglück öffnet die Augen 

dafür, dass die Solidaritätsgefühle der Öffentlichkeit nicht in erster Linie auf die Siemens-

Beschäftigten der Region Görlitz zu richten sind, sondern auf jene Menschen, die in und 

um Görlitz leben, ohne bei Siemens beschäftigt zu sein. Dies mag vielleicht überraschen, 

lässt sich aber leicht begründen. Auf der einen Seite gehören die Siemens-Beschäftigten 

                                                 
19 Das erkennt man schon daran, dass die im Zuge des Strukturwandels neu eingestellten Arbeitnehmer 

ihren neuen Job nicht etwa deshalb erhalten, weil sie einen juristischen oder moralischen Anspruch darauf 

hätten, sondern allein deshalb, weil sie das Glück haben, mit der richtigen Qualifikation am rechten Ort zur 

rechten Zeit verfügbar zu sein. Rückblickend betrachtet, gilt das natürlich auch für die vor Jahren in Görlitz 

geschaffenen Arbeitsplätze, die nun abgebaut werden sollen. Insofern könnte man für die Arbeitnehmer die 

moralische Pflicht folgern, jenen Markt-Prozess als legitim anzuerkennen, dem sie ihre ursprüngliche Be-

schäftigung verdanken, auch wenn es diesem auf allgemeines Wachstum programmierten Markt-Prozess 

inhärent ist, mit Zufalls-Elementen zu arbeiten, so dass nicht jeder immer nur Glück haben kann, sondern 

gelegentlich auch vom Pech verfolgt wird. Die intelligente Anschlussfrage hier lautet nicht, wie man diesen 

dynamischen Marktprozess stillstellen kann, sondern wie (Sozial-)Versicherungsarrangements beschaffen 

sein sollten, damit diejenigen, die um des Gemeinwohls willen ein Unglück hinnehmen müssen, möglichst 

sozialverträglich kompensiert werden können. Ich komme darauf sogleich zurück. 
20 Genau hier liegt eine interessante Pointe des Offenen Briefs von Siemens-Chef Joe Kaeser an SPD-Chef 

Martin Schulz. Kaeser (2017; S. 1 f.) gibt durch die Blume zu verstehen, dass er sich von Politikern nicht 

dafür beschimpfen lassen möchte, auf einen von Politikern verordneten Strukturwandel zu reagieren: „Es 

würde mich … interessieren, von Ihnen zu hören, welche »Managementfehler« Sie im Zusammenhang mit 

dem Energieerzeugungsgeschäft bei Siemens konkret sehen. Denn mit einer in der Sache richtigen aber in 

Ausführung und Timing höchst unglücklich umgesetzten Energiewende wurden dem Steuerzahler von der 

Bundesregierung Kosten in Höhe von über 400 Milliarden Euro aufgebürdet. Die vor allem in der Solarin-

dustrie durch großzügige Subventionen geschaffenen Arbeitsplätze sind überdies weitestgehend in China 

entstanden. Die Verweigerung von Risikodeckungen für Kohle- und Nuklearangetriebene Dampfturbinen 

ist ein Wettbewerbsnachteil, mit dem unsere Hauptwettbewerber mit ihren Regierungen nicht zu kämpfen 

haben – wir schon. Vor allem, wenn es darum geht, unsere Fabriken auszulasten und Beschäftigung zu 

sichern.“ 
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ganz eindeutig zu den Besserverdienenden der Region. Zudem sind sie sozial sehr gut 

absichert. Sie werden im Fall ihrer Entlassung eine umfangreiche Entschädigung erhalten. 

Mehr noch: Es ist damit zu rechnen, dass die meisten von ihnen gar nicht entlassen wer-

den, sondern innerhalb des Siemens-Konzerns neue Stellungen angeboten bekommen – 

und deshalb die Region verlassen werden. Auf der anderen Seite wird genau das die Si-

tuation der Zurückgebliebenen verschärfen. Die Region wird einen massiven Kaufkraft-

verlust erleiden. Und der wird zu einem weiteren Arbeitsplatzabbau führen, weil die in 

der Region angebotenen Güter und Dienstleistungen weniger nachgefragt werden. Das 

wird den Handel und die Handwerker treffen. Hier werden Menschen ihre Arbeit und 

damit ihr Markteinkommen verlieren, die wesentlich weniger verdienen und vergleichs-

weise tiefer fallen werden als jene Siemens-Beschäftigten, die bislang ganz im Zentrum 

der öffentlichen Aufmerksamkeit (und der gewerkschaftlichen Fürsorge) stehen. 

Dritte Lektion: Wenn nicht nur die Görlitzer Siemens-Beschäftigten vom Unglück 

getroffen sind, sondern die ganze Region, dann muss die zentrale Frage lauten, wie die 

gesamte Region für den zu erwartenden Schaden kompensiert werden kann. Diese Frage 

ist umso dringlicher, als es auch hier einen versteckten Interessenkonflikt gibt, für den 

die öffentliche Diskussion bislang kategorial blind zu sein scheint: Je großzügiger die 

Görlitzer Siemens-Beschäftigten mit neuen Stellenangeboten (inklusive Umzugsbeihil-

fen etc.) bedacht werden, umso größer sind die ökonomischen Kollateralschäden für die 

Region Görlitz, die unter sinkender Kaufkraft leiden wird. Dieser Interessenkonflikt lässt 

sich nur wirtschaftspolitisch, nicht aber sozialpolitisch überwinden. Sozialpolitisch tritt 

der Staat als Versicherungsinstitution auf, indem er Transferzahlungen in die Region or-

ganisiert. Alternativ dazu kann der Staat zur Kompensation des Schadens auch dadurch 

beitragen, dass er sich wirtschaftspolitisch dafür einsetzt, neue Arbeitsplätze in der Re-

gion anzusiedeln. Sozialpolitisch lassen sich Einzelfälle kompensieren, aber eine ganze 

Region kann man gegen das Risiko eines sinkenden Lebensstandards nur wirtschaftspo-

litisch absichern. Schließlich geht es darum, die Strukturschwäche einer Region nicht zu 

alimentieren, sondern wirksam zu bekämpfen. Der Sozialstaat – und erst Recht ein ein-

zelnes Unternehmen wie Siemens – wäre mit dieser Aufgabe überfordert.21 

Vierte Lektion: Selbst wenn es gelänge, Siemens durch massiven Druck zu nötigen, 

die Arbeitsplätze in Görlitz aufrechtzuerhalten, wäre allen strukturschwachen Gebieten 

in Deutschland damit ein moralischer Bärendienst erwiesen. Denn potenzielle Investoren 

würden abgeschreckt, wenn zusätzlich zu den normalen wirtschaftlichen Risiken jetzt 

auch noch das politische Risiko zu Buche schlüge, eine verlustbringende Tätigkeit nicht 

mehr ohne Weiteres einstellen zu können. In dynamischer Betrachtung hätte dies die un-

liebsame Folge, dass die Schaffung neuer Arbeitsplätze nicht ermutigt, sondern entmutigt 

würde. Regionalpolitisch würde das Gegenteil von dem erreicht, was man zur Anglei-

chung der Lebensverhältnisse anstrebt. 

                                                 
21 Es wird oft übersehen, dass auch Unternehmen bedeutende Versicherungsfunktionen übernehmen. Sie 

sind Schockabsorber und erbringen beispielsweise die Dienstleistung, die unsicheren Zahlungsströme des 

Unternehmensumsatzes in verlässliche Gehaltszahlungen für Festbeschäftigte umzuwandeln. Dies ist eine 

wichtige Risikotransformation, die als solche freilich kaum wahrgenommen und explizit wertgeschätzt 

wird. Insofern müsste in den Mittelpunkt der öffentlichen Auseinandersetzung die Frage gerückt werden, 

auf welcher Ebene – Unternehmen oder Staat – geeignete Versicherungsarrangement am besten angesiedelt 

werden können, wenn es darum geht, die Bevölkerung gegen die Risiken des Strukturwandels abzusichern 

(und gleichzeitig die Chancen des Strukturwandels gesellschaftlich anzueignen). 
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5. Wirtschaftsethische Aufklärung: Zwei Metaphern für  

verständliche Analogieschlüsse22 

(a) Der Vorschlag, den Unternehmen gesetzlich zu verbieten, Arbeitsplätze abzubauen, 

solange sie noch Gewinne erwirtschaften, hat eine inhaltliche Nähe zu dem (bislang fik-

tiven) Vorschlag, zur Erhöhung der Durchschnittsgeschwindigkeit auf deutschen Straßen 

den Autofahrern zu verbieten, rechtzeitig vor einem Auffahrunfall auf die Bremse treten 

zu dürfen. 

Ich schlage vor, beide Vorschläge gedanklich durchzuspielen. Beginnen wir mit dem 

Autobeispiel. Hier liegt die Wahrnehmung zugrunde: Es wird zuviel gebremst. Die Autos 

sollten im Durchschnitt schneller fahren. Die Hoffnung lautet: Wenn man das vorzeitige 

Bremsen verbietet, wird insgesamt weniger gebremst und folglich schneller gefahren. 

Aber diese Hoffnung beruht auf oberflächlichem Denken. Versetzt man sich in die Situ-

ation eines typischen Autofahrers, dann wird er auf die gesetzliche Regulierung seines 

Bremsverhaltens auch damit reagieren, dass er sein Gasgeben verändert: Er wird von 

vornherein weniger schnell fahren, um die – aufgrund der Regulierung nicht mehr so 

leicht vermeidbaren – Auffahrunfälle nicht so schlimm werden zu lassen. Man sieht: Be-

schleunigungs- und Bremsverhalten hängen eng zusammen. Sie sind interdependent. 

Und genau das ist die hier interessierende Analogie. Wenn man – zur Aufrechterhal-

tung eines hohen Beschäftigungsstandes in Görlitz – Siemens (und anderen Großinvesto-

ren) verbieten wollte, sich aus der Region zurückzuziehen, solange sie weltweit noch Ge-

winne erwirtschaften, dann wären diese Unternehmen in Zukunft außerordentlich zöger-

lich, sich auf die Schaffung von Arbeitsplätzen in strukturschwachen Regionen einzulas-

sen. Die Logik lautet: Ohne Exit kein Entry. Die Regulierung des Arbeitsplatzabbaus 

schlägt durch auf den Aufbau von Arbeitsplätzen. (Analog: Wer nicht mehr ohne Weite-

res bremsen darf, wird weniger Gas geben.)23 

(b) Das von prominenten Politikern öffentlich praktizierte Siemens-Bashing hat eine 

inhaltliche Nähe zu dem (bislang fiktiven) Fall, dass bei der nächsten Elbeflut Politiker 

an der Grenze zu Tschechien aufmarschieren und als Beschwerdeführer dem Nachbar-

staat vorwerfen, Sachsen geflutet zu haben. 

Ich schlage vor, auch diese Analogie gedanklich durchzuspielen. Dann sieht man so-

fort, dass es in einem rein technischen Sinne nicht ganz falsch ist, wenn man sagt, dass 

Sachsen von Tschechien aus geflutet wird. Aber dennoch rechtfertigt der Sachverhalt 

nicht das Moralurteil, hier von Unrecht und Schuld zu sprechen. Natürlich ist es für Sach-

sen ein Unglück, wenn die Elbe über die Ufer tritt. Aber Tschechien ist ebenfalls vom 

Unglück getroffen und reicht dieses Unglück – mit Vorwarnung – weiter, wenn die Was-

sermassen, die sich aufgrund von Starkregen in der Elbe sammeln, die Grenze zu Sachsen 

übertreten. Selbst beim besten Willen wäre es für Tschechien völlig unmöglich, die Flut-

mengen dauerhaft auf eigenem Gebiet unterzubringen, anstatt sie möglichst kontrolliert 

und schadensminimierend vom Oberlauf zum Unterlauf weiterzuleiten.  

                                                 
22 Hinweis für Leser: Wenn Ihnen die beiden Metaphern merkwürdig oder gar absurd vorkommen, dann 

stärkt dies mein Argument, per Analogieschluss vor Augen zu führen, wie merkwürdig und sogar absurd 

einige der politischen Stellungnahmen waren, die die öffentliche Diskussion dominiert haben. 
23 Zur Geschichte dieser Metapher sei folgender Hinweis erlaubt: Bereits bei Schumpeter (1942, 2005; S. 

146, H.i.O.) kann man nachlesen, „dass Autos mit Bremsen schneller fahren als sie es sonst täten, weil sie 

mit Bremsen versehen sind“. 
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Man muss sich nur vor Augen führen, was sozialpsychologisch an nationalistischen 

Miss-Stimmungen und anti-tschechischen Ressentiments angerichtet würde, wenn deut-

sche Politiker dem befreundeten Nachbarstaat im Unglücksfall einer Elbeflut moralisches 

Unrecht vorwerfen würden, um sensibel dafür zu werden, welche Stimmungslagen und 

welche anti-marktwirtschaftlichen Ressentiments medial erzeugt werden, wenn die Re-

aktion des vom Strukturwandel getroffenen Siemens-Konzerns von prominenten Politi-

kern im Klassenkampfmodus kritisiert und als unmoralisch gebrandmarkt wird. Wie bei-

spielsweise wirkt es auf die ostdeutsche Bevölkerung, wenn ein ansonsten so besonnener 

Staatsmann wie Lothar de Maizière (CDU) sie auffordert, lautstärker Widerstand zu leis-

ten und sich Standortschließungen nicht gefallen zu lassen? 

Der letzte Ministerpräsident der DDR nahm wie folgt Stellung: „Siemens geht es um 

schnöden Profit, nicht um Verantwortung für die Gesellschaft. Heute benehmen sich Un-

ternehmer zunehmend so, wie man es früher im Marxismus-Leninismus-Unterricht ge-

lernt hat. Das empört umso mehr, als es immer wieder Regionen trifft, die extrem struk-

turschwach sind. … Man wird den Eindruck nicht los, dass immer wieder gern solche 

Kahlschläge den Osten treffen, weil da der Widerstand am geringsten ist. Die können 

auch nicht so laut schreien wie die Westdeutschen.“24 

Ist diese Art von Rhetorik Ausdruck berechtigten Volkszorns? Liegt hier also ein 

Glanzstück repräsentativer Demokratie vor? Oder handelt es sich – à la mode française 

– um einen altersradikalen Gefühlsausbruch, der nach dem Motto: „Indignez-vous!“ an-

steckend wirken will? Ist es übertrieben zu sagen, dass hier zum Wutbürgertum aufgesta-

chelt wird und dass dies einem Zündeln an der leicht entflammbaren Lunte für ein emo-

tional hoch explosives Pulverfass gleichkommt? Wie gefährlich ist solche Demagogie? 

Wo genau verläuft die Grenze zur geistigen Brandstiftung – und liegen solche Protestauf-

rufe noch diesseits oder schon jenseits dieser Grenze? Anders gefragt: Muss/kann/will 

man solche und ähnliche Äußerungen prominenter Politiker als routiniertes Abspulen 

sorgsam einstudierter Empörungsrituale interpretieren, also als Versuch, sich beim Wäh-

ler mit Skandalinszenierungen, Täter-Opfer-Zuschreibungen und Verschwörungstheo-

rien populär zu machen – und muss/kann/will man sich dann daran gewöhnen, dass dies 

mittlerweile zur alltäglichen Normalität medialer Demokratie gehört? Oder wäre es an-

gemessener, solchen Äußerungen kritischer zu begegnen? Schließlich könnte man ihnen 

argumentativ entgegentreten, anstatt sich damit abzufinden, dass sie das Niveau der öf-

fentlichen Auseinandersetzung nicht anheben, sondern absenken – und die Bevölkerung 

emotional in die Irre führen. 

6. Ausblick 

Wir leben nicht nur in der Marktwirtschaft, wir leben auch von der Marktwirtschaft. 

Gleichwohl macht sich seit rund zehn Jahren – seit der Großen Finanzkrise der Jahre 2007 

ff. – eine Stimmung breit, die man auf die Formel bringen kann, dass immer mehr Men-

schen ihre Hoffnung oder zumindest ihre Sehnsucht darauf setzen, es könne Demokratie 

ohne Kapitalismus geben. Historisch betrachtet, ist die Demokratie ein Kind der Markt-

wirtschaft. Systematisch betrachtet, ist die Demokratie eher so etwas wie ein Zwil-

lingsphänomen der Marktwirtschaft, ein auf ‚open access‘ beruhendes Politiksystem, das 

ganz analog zum Wirtschaftssystem wettbewerblich verfasst ist, so dass Politiker um 

                                                 
24 Hannoversche Allgemeine (2017). 
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Wählerstimmen konkurrieren (müssen), ganz ähnlich wie Unternehmen um Kunden kon-

kurrieren (müssen).25 

Wenn der Eindruck nicht täuscht, lief im Dezember 2017 einiges schief, als promi-

nente Politiker sich – ohne hörbaren Widerspruch – daran beteiligten, eine unternehme-

rische Reaktion auf politische Weichenstellungen als kapitalistischen Angriff auf die Ar-

beitnehmer zu skandalisieren, und als sie – ebenfalls ohne hörbaren Widerspruch – Ge-

setzesvorschläge ins Spiel brachten, die in ihrer Konsequenz nichts Geringeres bewirken 

würden, als die Funktionsfähigkeit der Marktwirtschaft – zum Schaden gerade auch der 

Arbeitnehmer! – drastisch einzuschränken. 

Dies wirft die Frage auf, wer in der Öffentlichkeit eigentlich noch dafür einsteht, 

marktwirtschaftliche Prinzipien zu verteidigen – und sie so zu erklären, dass sie allgemein 

verstanden werden können. Wer erläutert den Bürgern die Gemeinwohlorientierung wett-

bewerblich verfasster Märkte und – damit eng verbunden – die moralische Dimension des 

unternehmerischen Gewinnprinzips? Schaut man auf die Unternehmen und ihre Ver-

bände, auf die Gewerkschaften, die großen Kirchen, die politischen Parteien, die zivilge-

sellschaftlichen Organisationen oder auf die Medien, so wird man kaum fündig werden. 

Mit diesem Negativbefund ist eine wichtige Aufgabe für die akademische Disziplin der 

Wirtschaftsethik markiert. 

Die Marktwirtschaft ist in weiten Teilen der Bevölkerung unverstanden und unbeliebt. 

Ihre Funktionsweise widerspricht populären Intuitionen und erzeugt so emotionalen Wi-

derstand. Das macht es möglich, sogar solche Verhaltensweisen zu skandalisieren, die 

ganz normalen marktwirtschaftlichen Usancen entsprechen: Wenn ein Unternehmen im 

Strukturwandel bestimmte Produktionsstandorte schließt und gleichzeitig neue Standorte 

eröffnet oder ausbaut, dann sollte man bei der moralischen Beurteilung nicht nur auf iso-

lierte Einzeleffekte achten, sondern versuchen, das Gesamtbild ins Auge zu fassen. Wirt-

schaftsethik kann helfen, den Horizont perspektivisch zu erweitern – und so die für pro-

duktive Konfliktlösungen richtigen Fragen stellen. 

Schließt man vom konkreten Fall ins Allgemeine, dann lauten diese Fragen: 

 Hat man es mit einem Konflikt Arbeit versus Kapital oder aber mit einem Konflikt 

Arbeit versus Arbeit zu tun? – Und als Follow-up: Inwiefern entspricht die ge-

winnorientierte Auflösung dieses Konflikts ganz grundsätzlich genau dem Ge-

meinwohl? 

 Erleidet die von einer Standortschließung betroffene Region ein Unrecht, oder 

wird sie von einem Unglück getroffen? – Und als Follow-up: Ist einem vom Struk-

turwandel getroffenen Unternehmen in einem moralischen Sinne die Verantwor-

tung oder gar Schuld dafür zuzuweisen, dass Kunden ihr Kaufverhalten ändern und 

so bestimmte Arbeitsplätze verlustträchtig machen? 

 Wie kann man sich die Vorteile des Strukturwandels gesellschaftlich aneignen und 

gleichzeitig die unvermeidbaren Nachteile in möglichst engen Grenzen halten, in-

dem man auf der geeigneten Ebene für die betroffenen Menschen Versicherungs-

dienstleistungen zur Schadenskompensation organisiert? – Und als Follow-up: 

Will man strukturschwache Regionen auf Dauer alimentieren, oder will man ihre 

Strukturschwäche marktwirtschaftlich mit Hilfe von Unternehmen durch Innova-

tion und Wachstum bekämpfen? 

                                                 
25 Vgl. North et al. (2009). 
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 Verhält sich ein Konzern wie Siemens moralisch oder unmoralisch, wenn er ver-

lustbringende Arbeitsplätze abbaut und gewinnbringende Arbeitsplätze aufbaut? – 

Und als Follow-up: Verhalten sich Politiker moralisch oder unmoralisch, wenn sie 

angesichts eines politisch verordneten Strukturwandels einem Unternehmen vor-

werfen, sich am Gewinnprinzip zu orientieren, anstatt einzugestehen, dass der Ab-

bau bestimmter Arbeitsplätze gesellschaftlich erwünscht ist? 
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